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der Geriatrie, Orthopädie und unverständ-
licherweise in der Notfallaufnahme bzw.
Notfallambulanz der Krankenhäuser mit
1,4 - 2,6 %. Die Unfallchirurgie ist durch
den relativ hohen Anteil gerichtsmedizi-
nischer Obduktionen nicht genau einzu-
schätzen, da diese nicht gesondert abge-
fragt worden sind.
Eine Letalitäts- und Sektionsstatistik, für
jedes größere Krankenhaus eine Selbst-
verständlichkeit, wird aber nur an 45 %
der stationären Einrichtungen geführt.
Allein 20 %, das heißt jedes 5. Kranken-
haus, konnten keine genauen Angaben
über die Mortalität und Sektionshäufig-
keit vermitteln. Ein Drittel der Kranken-
häuser Sachsens führen keine Letalitäts-
statistik.
Die Frage, ob die Autopsie in der Weiter-
und Fortbildung eine Rolle spielt, wurde
von nur 61 bejaht, obwohl sie grundsätz-
lich Teil der Ermächtigung zur Weiter-
bildung ist. Überraschend ist – ähnlich
wie die starken Unterschiede in der Au-
topsiehäufigkeit – auch die Häufigkeit
der durch Angehörige abgelehnte Sek-
tionen. Exakte Angaben darüber wurden
kaum gemacht, da die meisten Häuser
erwartungsgemäß dieses nicht gesondert
erfassen. Dennoch gibt es Krankenhäuser,
die nur über 10 % abgelehnte Autopsie-
anträge berichten und andere wiederum
mit einem Anteil von 90 %. Der Durch-
schnitt abgelehnter Autopsieanträge be-
wegt sich um 60 - 75 %, so dass man
alleine daraus entnehmen könnte, dass so
gesehen eigentlich die restlichen 25 %
obduziert hätten werden. Dass dies aber
nicht der Fall ist, geht aus den eingangs
ausgeführten Ergebnissen hervor. Das
heißt, dass die gesetzliche Situation in
Sachsen und der BRD und die stets im
Vordergrund angeführte ablehnende Hal-
tung der Angehörigen auf keinen Fall die
einzige schwerwiegende Barriere dar-
stellt, die der klinischen Obduktion im
Wege steht.
Der andere, nicht wesentlich geringere
Teil geht zu Lasten der Krankenhauslei-
tungen und Ärzteschaft. Wir konnten durch
interne Erhebungen feststellen, dass zu

etwa 30 % bei im Krankenhaus Verstor-
benen ärztlicherseits primär gar keine
Sektion angestrebt worden ist und nicht
selten den jüngsten und unerfahrenen
Ärzten das Gespräch mit den Angehöri-
gen übertragen wird. Es ist darüber hin-
aus kaum vorstellbar, dass eine negative
Einstellung von Angehörigen von Ort zu
Ort in Sachsen um 20 oder 30 % vonein-
ander abweicht und Angehörige von Ver-
storbenen einer inneren Klinik sich
wesentlich anders verhalten, als die von
Verstorbenen beispielsweise der benach-
barten Urologischen Klinik. All das
spricht dafür, dass die Einstellung sowie
die Bemühungen der Krankenhausleitun-
gen und Ärzte wesentlich mitentscheidend
ist für eine Obduktionsfrequenz um 20 %,
die immerhin von 10 Krankenhäusern
Sachsens angegeben wird.
Hin und wieder wird von leitenden Ärz-
ten das Kostenproblem als Grund nicht
durchgeführter Obduktionen hervorge-
hoben. Hierzu ist zu sagen, dass dieses
Problem ganz sicherlich steht, aber nur
dann, wenn die Krankenhausleitungen und
Vertreter der Kassen die gesetzlichen Ge-
gebenheiten entweder nicht kennen oder
nicht berücksichtigen. Zwar besteht keine
grundsätzliche Pflegesatzfähigkeit von
Obduktionen, wohl aber sind Obduktions-
kosten pflegesatzfähig, wenn die betrof-
fene Obduktion zur notwendigen Klä-
rung der Todesursache erforderlich ist
oder der Fort- und Weiterbildung dient
(§7, Abs. l, Satz 2, Nr. 5 BPflV). Unter
der Voraussetzung, dass die zuständigen
Vertragspartner die Obduktion als Mittel
der Qualitätssicherung anerkennen, kön-
nen darüber hinaus nach § 137 SGB V i. V.
mit § 11, Abs. 4 BPflV die Mehraufwen-
dungen für Obduktionen durch Zuschläge
bei Sonderentgelten und Fallpauschalen
geltend gemacht werden. Natürlich wird
man einer Krankenhausleitung nicht
ohne weiteres diese Kosten zugestehen.
Dennoch dürfte es wohl nicht schwer
fallen mit Hinweis auf zahlreiche Stu-
dien und Analysen zu beweisen, dass die
Obduktion im Grunde genommen immer
sowohl der Fort- und Weiterbildung dient,
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